
Mexiko: Staatskrise und unter Aufsicht des UN-Ausschuss für gewaltsam 
verursachtes Verschwinden 
  
- Der Ausschuss überprüft zum ersten Mal, ob Mexiko seine Verpflichtungen 
gegenüber den Opfern von erzwungenem oder unfreiwilligem Verschwinden erfüllt. 
- Die Überprüfung findet im Rahmen der mexikanischen Staatskrise in den 
Bereichen Menschenrechte, Legitimität und Straflosigkeit statt. 
- Die Schlussfolgerungen des Ausschusses stellen einen Wendepunkt für  
tiefgehenden Veränderungen staatlichen Handelns dar. 
 
Mexiko, 29. Jänner 2015. Am 2. Und 3. Februar 2015 wird der UN-Ausschuss für das 
gewaltsam verursachte Verschwinden von Personen in Genf in seiner achten Tagung 
Mexiko und seine Pflichterfüllung gemäß dem Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen überprüfen.  
  
Der Ausschuss verfügt über Berichte sowohl seitens des Staates wie verschiedener 
zivilgesellschaftlicher Organisationen. In diesem Fall wird er einen öffentlichen Dialog 
mit dem mexikanischen Staat führen und den Versionen der Organisationen und Opfern 
Raum geben, um im Anschluss seine Schlussfolgerungen und Empfehlungen zu 
verabschieden, die am 13. Februar öffentlich gemacht werden.  
  
Mexiko wird zu diesem Forum vorgeladen, weil es das erzwungene 
Verschwindenlassen seit dem sogenannten, schmutzigen Krieg“ ungeahndet praktiziert, 
mit der Folge, dass bis zum Jahr 2014 offiziell 23.000 Fälle dokumentiert wurden. Laut 
Aussagen des Staates liegen bis heute nur sechs Urteile wegen erzwungenen 
Verschwindenlassens vor, was unweigerlich zu weiteren straflos bleibenden, 
allgemeinen und systematischen Menschenrechtsverletzungen führt. 
  
In diesem Zusammenhang hat das erzwungene Verschwindenlassen der 43 
Studierenden der Landschule “Raúl Isidro Burgos“ in Ayotzinapa, Guerrero, das 
Handeln des Staates unter Beweis gestellt. Er hat essentielle Menschenrechte verletzt 
und kam im Anschluss seiner Verpflichtung nicht nach, angemessene Untersuchungen 
einzuleiten, um die Studierenden ausfindig zu machen und die Wahrheit über die 
Vorfälle aufzudecken. Weder unterzog er die Verantwortlichen einer angemessenen 
Strafe, noch bot er eine gerechte Entschädigung für die tragischen Ereignisse an.   
  
Gleichzeitig ist der konstante Verzug Mexikos vor besagtem UN-Ausschuss 
inakzeptabel, dem er vor dem aktuellen Hintergrund Priorität einräumen sollte. Als 
Beispiel dient der erste Jahresbericht, der bis Dezember 2012 präsentiert werden sollte, 
dies jedoch erst im März 2014 geschah. Mexiko antwortete auch nicht auf die Bitte des 
Ausschusses, das Land 2014 besuchen zu können. Schließlich schob es die schriftliche 
Beantwortung der zuvor durch den Ausschuss formulierten Fragen auf, wobei die 
kritischsten Punkte vollkommen ausgespart wurden, wie die tatsächliche Anzahl der 
verschwundenen Personen und die Haltung zu den emblematischsten Fällen, wie jener 
von Ayotzinapa.  
  
Die Intransparenz und das Fehlen von sachgemäßer Information stellen eine 
Einschränkung dar, um eine wahrheitsgemäße internationale Überprüfung 
durchzuführen, die einen Offenlegungsprozess zu einer Problematik einfordern könnte, 



zu der es bereits verschiedenste Positionierungen seitens internationaler Organe, wie der 
UNO und des interamerikanische System der Menschenrechte, gegeben hat. 
  
Bis jetzt hat sich der mexikanische Staat geweigert, die Zuständigkeit des Ausschusses 
anzuerkennen, um individuelle und zwischenstaatliche Beschwerden zu Fällen 
erzwungenen  Verschwindenlassens anzunehmen. In Mexiko bedeutet dies eine 
ernsthafte Einschränkung der Menschenrechte der Opfer, um sich an Instanzen wenden 
zu können, die diese Rechte entsprechend des Artikels 13 dieser Konvention 
festschreiben. Eine Gruppe zivilgesellschaftlicher Organisationen hat bereits am 8. 
September 2014 das Außenministerium um einen Termin zur Behandlung dieses Thema 
gebeten, erhielt jedoch nie eine Antwort.  
  
Sowohl die Angehörigen verschwundener Personen aus Mexiko oder anderen Ländern, 
wie die unten unterzeichnenden Organisationen beteiligen sich aktiv an den Sitzungen 
des UN-Ausschusses für das gewaltsam verursachte Verschwinden, damit es in Mexiko 
zu keinen weiteren Zwangsverschleppungen kommt. Außerdem soll die Geschichte der 
zehntausenden Personen aufgeklärt werden, deren Verbleib ungewiss ist, und 
derentwegen die Angehörigen und Organisationen nicht müde werden, Wahrheit, 
Gerechtigkeit und Entschädigung einzufordern.  
  
Die unterzeichnenden Organisationen: 
  
  
Asociación de Familiares de Detenidos Desaparecidos y Víctimas de Violaciones a los 
Derechos Humanos en México (AFADEM)  
Centro de Derechos Humanos de las Mujeres (CEDEHM) 
Centro de Derechos Humanos  Juan Gerardi 
Centro de Derechos Humanos Miguel Agustín Pro Juárez (Centro Prodh) 
Centro de Derechos Humanos de la Montaña “Tlachinollan” 
Centro de Derechos Humanos Paso del Norte 
Centro Diocesano para los Derechos Humanos Fray Juan de Larios 
Ciudadanos en Apoyo a los Derechos Humanos (CADHAC) 
Comisión Mexicana de Defensa y Promoción de los Derechos Humanos (CMDPDH) 
Comité de Familiares de Detenidos Desaparecidos Hasta Encontrarlos 
Fuerzas Unidas por Nuestros Desaparecidos en México (FUNDEM) 
Fundación Diego Lucero 
Fundación para la Justicia y el Estado Democrático de Derecho (FJEDD) 
FUNDAR, Centro de Análisis e Investigación 
H.I.J.O.S. México 
Idheas, Litigio Estratégico en Derechos Humanos 
Servicios y Asesoría para la Paz (SERAPAZ) 
  
 
	
  


